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Vorladung zu ausländischen
Delegationen

RA Hubert Heinhold, München

Die Drittstaatenregelung und das europäische Abschot-
tungssystem zeitigen als eine Folge, dass immer mehr
Flüchtlinge ohne Pässe einreisen und in Konsequenz die
Rückführung der abgelehnten Personen immer schwerer
ist. Oft ist die Staatsangehörigkeit ungeklärt und – auch
wegen fehlender Mitwirkungen der Betroffenen – nicht so
einfach zu klären. Sie werden deshalb zu den Auslands-
vertretungen der in Frage kommenden Staaten vorgeladen.
Zunehmend werden sie verpflichtet, bei so genannten De-
legationen vorzusprechen. Ein Beispiel ist die vietnamesi-
sche Delegation, die nicht aus Bediensteten der vietname-
sischen Botschaft besteht, sondern aus »vom Ministerium aus
Hanoi anreisenden« Personen, die die Anhörung dann »eigen-
verantwortlich« durchführen (Schreiben des Regierungspräsi-
diums Darmstadt vom 12.7.2005 an den Hessischen Flücht-
lingsrat). Die Anhörungen finden etwa in Räumen der Be-
reitschaftspolizei Mühlheim statt (Hessen) bzw. in hierfür
zur Verfügung gestellten Unterkünften (Bayern). Ein ande-
res Beispiel ist eine guineische Delegation, die im August
2005 Hamburg besuchte. Die Delegationsmitglieder wur-
den angeblich direkt vom guineischen Außenministerium
entsandt. Die guineische Botschaft war daran nicht betei-
ligt. Dies wirft die Frage sowohl nach der Rechtsgrundlage,
als auch den anzuwendenden Bestimmungen auf.

1. Als Rechtsgrundlage beruft sich die hanseatische An-
ordnung auf § 82 Abs. 4 AufenthG. Danach kann angeord-
net werden, dass ein Ausländer bei der zuständigen Behör-
de sowie den Vertretungen des Staates, dessen Staatsangehö-
rigkeit er vermutlich besitzt, persönlich vorsprechen muss,
soweit dies zur Vorbereitung und Durchführung von Maß-
nahmen nach diesem Gesetz und anderen ausländerrecht-
lichen Bestimmungen erforderlich ist. Die Erforderlichkeit
der Maßnahmen sei hier unterstellt. Die Frage ist, ob die
Vorladung zu den Kommissionen eine zu der zuständigen
Behörde bzw. zu der Vertretung des Herkunftsstaates ist.

Die materielle Verpflichtung – also das, wozu die Anord-
nung nach § 82 Abs. 4 AufenthG dient – findet sich in § 48
Abs. 3 AufenthG, für abgelehnte Asylbewerber möglicher-
weise (auch) in § 15 Abs. 2 Nr. 6 AsylVfG (dies ist strittig),
nämlich die Pflicht, an der Beschaffung eines Identitätspa-
piers mitzuwirken.

a) Zuständige Behörde meint die deutsche Behörde, also
das Ausländeramt oder eine Zentralbehörde, falls diese im
jeweiligen Bundesland mit ausländerrechtlichen Aufgaben
betraut ist, nicht aber eine ausländische Behörde.

b) Vertretungen des Staates sind nach dem Wiener Über-
einkommen vom 18.4.1961 über diplomatische Beziehun-
gen die »diplomatischen Missionen«, also die Botschaften. Ver-
steht man den Begriff nicht im engen Begriff der Rechtsver-
tretung eines Staates, sondern als Repräsentanz eines Staa-
tes, sind hierunter auch die »konsularischen Posten« nach dem

Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen
vom 4.4.1963 zu zählen. Dies dürfte auch von der Aufga-
benstellung – der Ausstellung von Pass- oder Passersatzpa-
pieren – her sachgerecht sein.

Andere Vertreter des Herkunftsstaates gibt es nicht. Da
das Recht des internationalen Verkehrs streng formalisiert
ist – Mitglieder einer diplomatischen Mission oder eines
konsularischen Postens müssen vom Heimatstaat ernannt
und beim Empfangsstaat notifiziert werden –, bestehen
ernstliche Zweifel daran, dass § 84 Abs. 4 AufenthG auf die
herumreisenden Delegationen anwendbar ist.

Selbst wenn jedoch diese Voraussetzungen auf sie zuträ-
fen, scheint fraglich, ob die Verpflichtung auch dann gilt,
wenn die Vorsprache nicht an dem Sitz der Vertretung im
obigen Sinne, also der Botschaft oder dem Konsulat erfolgen
soll, sondern an einer beliebigen deutschen Adresse. Zweifel
ergeben sich aufgrund des Bestimmtheitsgrundsatzes. Bei
einer erzwungenen Vorsprache zu den offiziellen Vertretun-
gen ist die Zusammensetzung derselben im Prinzip eindeu-
tig. Es sind Angehörige des diplomatischen Dienstes, die no-
tifiziert sind und deren Funktion klar ist: Es geht um die
Erledigung konsularischer Aufgaben. Bei einer Vorladung
zu einer x-beliebigen Delegation an einen x-beliebigen Ort
ist dies hingegen nicht der Fall. Weder unterliegt die perso-
nelle Zusammensetzung strengen diplomatischen Gebräu-
chen, noch ist deren Aufgabe klar begrenzt. In der Vergan-
genheit wurde auch oft berichtet, dass Geheimdienstmitar-
beiter die Befragungen durchführten und das Interesse we-
niger auf die Erforschung der Identität, als auf eine Ausfor-
schung zielte.

2. Der fragwürdigen Zwitterstellung der Delegation ist
es zu danken, dass höchst unklar ist, welches Recht anzu-
wenden ist.

a) Einfach wäre es, wenn es in der Tat nur um eine Vor-
ladung zu einer offiziellen Vertretung des Staates ginge. In
diesem Falle würde sich nach dem Betreten der Mission
bzw. des konsularischen Postens das weitere Vorgehen aus-
schließlich nach dem Herkunftsrecht handeln. Gleiches gilt
für eventuelle Hoheitsakte, wie etwa die Verweigerung eines
Passes.

b) Werden die Ausländer nicht in ein Botschaftsgebäude
geladen, sondern – wie meist – in Räumlichkeiten deutscher
Behörden, ist die Rechtslage weniger klar. Da die Vorladung
zu einer Delegation erfolgt, handelt es sich nicht um eine
Vorladung vor die deutsche Behörde, auch wenn die An-
hörung in Räumlichkeiten von deutschen Behörden statt-
findet. Die Frage, welches Recht anzuwenden ist – deut-
sches oder ausländisches –, richtet sich wohl danach, wer
die Sachherrschaft hat. Dies wird regelmäßig die ausländi-
sche Delegation sein, da sie die Befragung eigenständig vor-
nimmt und deutsche Teilnehmer – wenn es sie überhaupt
gibt – regelmäßig nur als Zuschauer agieren oder allenfalls
beratende Funktion haben. So kommt auch in diesen Fällen
grundsätzlich das ausländische Recht zur Anwendung.

Nicht zu verwechseln ist diese Konstellation mit einer
Anhörung, die in Verantwortung deutscher Behörden bei
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eben diesen stattfindet und zu der ausländische Personen,
etwa vom Konsulat, hinzugezogen sind. Hier findet deut-
sches Recht vollumfänglich Anwendung.

c) Auch wenn in den obigen Fallkonstellationen das aus-
ländische Recht anzuwenden ist, bedeutet dies nicht, dass
die Ausländer den Anhörungen hilflos ausgeliefert sind. Die
Mindestrechte müssen auch hier gewährleistet sein – auch
dann, wenn das Heimatrecht solche nicht vorsehen sollte.
Zu diesen Mindestrechten zählt das Recht, dass ein Minder-
jähriger in Begleitung seiner Eltern oder seines Vormunds
erscheint, oder das Recht, sich anwaltlicher Hilfe und Be-
gleitung zu bedienen. Auch inhaltlich muss dieses Recht ge-
währleistet sein – eine Vorgehensweise, dass Anwalt oder
Vormund zwar dabeisitzen dürfen, aber kein Wort sagen
dürfen, ist eine Unterbindung und keine Beachtung des
Rechts.

Auch materiell-rechtlich müssen Mindestrechte gewähr-
leistet sein, etwa das Recht, die Auskunft auf Fragen zu ver-
weigern, die einen selbst oder nahe Verwandte eventuell ei-
ner Strafverfolgung aussetzen würden.

Selbstverständlich sind Übergriffe oder sonstige Maß-
nahmen – man denke etwa an die Anwendung oder An-
drohung körperlicher Gewalt oder nötigende Handlungen
– nicht zulässig.

Wenn die oben beschriebenen, elementaren Rechte nicht
gewährleistet sind oder Übergriffe stattfinden, ist der Be-
treffende berechtigt, die Vorsprache abzubrechen, ohne dass
ihm dann später Nachteile drohen dürfen oder der Vor-
wurf der Verweigerung einer Mitwirkungshandlung ge-
macht werden könnte. Eine weitere Konsequenz ist, dass
die deutschen Stellen dann Vorsorge zu treffen haben, sei
es, indem sie derartiges wirksam unterbinden, sei es, dass
sie künftig von Vorladungen zu derartigen Delegationen ab-
sehen.

3. Zu beachten ist, dass viele Vorladungen nicht als förm-
liche Bescheide gestaltet sind. Ein freundliches Schreiben ist
nicht unbedingt ein Verwaltungsakt. Liegt ein solcher vor,
ist aber kein Sofortvollzug angeordnet, hat ein Widerspruch
oder eine Klage aufschiebende Wirkung. Eine zwangswei-
se Durchsetzung der Anordnung ist nur dann möglich,
wenn die Bestimmungen des jeweiligen Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes des Bundeslandes eingehalten sind, ins-
besondere das Zwangsmittel zuvor mit Fristsetzung ange-
droht worden ist, was aber mit der Anordnung zum persön-
lichen Erscheinen verbunden werden kann.
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Hinweis zu Dokumenten des Auswärtigen
Amtes
Für die Bestellung der Lageberichte und Stellungnahmen
des Auswärtigen Amtes – Bestellnummern sind mit A
kenntlich gemacht – gelten folgende Regelungen:

Dokumente des AA können bezogen werden von Aus-
ländern, die im Rahmen eines asyl- oder ausländerrecht-
lichen Verfahrens um rechtlichen oder humanitären Ab-
schiebungsschutz nachsuchen oder nachsuchen wollen so-
wie von deren Rechtsanwälten oder Beratern. Die Bestel-
lung erfolgt bei unserem Materialversand IBIS e. V. zu den
üblichen Bedingungen (s. Bestellformular). Voraussetzung
hierfür ist die Glaubhaftmachung, dass der Lagebericht für
ein laufendes oder beabsichtigtes Verfahren benötigt wird.

Diese Glaubhaftmachung kann im Regelfall dadurch ge-
schehen, dass bei der Bestellung die Kopie eines Dokuments
aus einem relevanten laufenden Asyl- oder ausländerrecht-
lichen Verfahren bzw. ein entsprechender Antrag oder An-
tragsentwurf vorgelegt wird. Aus den vorgelegten Papieren
muss deutlich werden, dass in dem Verfahren Umstände
geltend gemacht werden, zu denen im Lagebericht oder in
der Stellungnahme Aussagen enthalten sind.

Neu bei www.ecoi.net:

Länderberichte:
European Observatory on Health Systems and Po-
licies: Studien zum Gesundheitssystem in verschiedenen
Ländern, u. a. zu Bosnien und Herzegowina, Russische Fö-
deration, Türkei (engl.).
Berichte aus den Jahren 2000 bis 2004: »Health Care Sys-
tems in Transition« (##36760–36770)
US Social Security Administration (SSA): Berichte
zum Sozialversicherungssystem in afrikanischen Ländern
(Altersversorgung, Invalidität und Überlebende; Krankheit
und Mutterschaft; Arbeitsunfälle; Arbeitslosigkeit; Famili-
enbeihilfe) (engl.).
Berichte vom September 2005: »Social Security Programs
Throughout the World« (##36852–36880)
Freedom House: Jahresbericht zu politischen Rechten und
bürgerlichen Freiheiten 2004 (engl.).
Bericht vom August 2005: »Freedom in the World 2005«
(##35942–35959)

Afghanistan

Rechtsprechung:
VG Gießen: Asylanerkennung wegen Übergriffen nach
Kritik an Besetzung politischer Posten und Verweigerung
der Ehe mit einem nunmehr in der Regierung tätigen War-
lord.
Urteil vom 9.6.2005 - 2 E 2997/04.A - (5 S., M6925)
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